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Positionspapier 

Menschenwürdige Integrationspolitik fördert und fordert  

Die Einwanderung beschäftigt die Menschen in der Schweiz. Doch um dieses Thema hat sich die Linke 

bisher mehrheitlich gedrückt und das Feld damit der Rechten überlassen. Das darf nicht sein, denn es 

braucht eine menschenwürdige linke Integrationspolitik, die gleichermassen fördert und fordert.     

  

 Es gilt die Religionsfreiheit, aber auch das Missionierungsverbot.        

 Alle Einwanderer müssen entweder eine Landessprache oder Englisch sprechen oder in den ersten 

Monaten zwingend einen Sprach- und Integrationskurs in einer Landessprache oder in Englisch be-

suchen (Niveau A1), egal welchen Status sie haben.  

 Wer einen Aufenthaltsstatus C bekommen will, muss zwingend mindestens Sprachniveau B1 in ei-

ner Landessprache oder Englisch haben. Das Erreichen der Lernziele wird mündlich getestet.         

 Englisch gilt nicht als Landes-, aber neu als nationale/internationale Umgangssprache.         

 Alle Migranten/-innen und Asylant/-innen sollen sofort nach ihrer Einreise arbeiten können. Wer kei-

ne Stelle auf dem freien Arbeitsmarkt findet, arbeitet an einem Integrationsplatz.       

 Jede Gemeinde erhält im Verhältnis zu ihrer einheimischen Bevölkerung eine Ausländerquote und 

eine Asylquote. Diese errechnet sich aus der jeweiligen Gesamtheit der Bevölkerung und wird jähr-

lich neu bestimmt und errechnet. Wer weniger Ausländer/-innen oder Asylbewerber/-innen hat, zahlt 

pro „fehlender Kopf“ einen bestimmten Betrag in einen spezifischen Topf, wer mehr hat bekommt pro 

Kopf. Der Einzahlbetrag pro Kopf ist höher als der Auszahlbetrag. Mit der Differenz werden Integrati-

onsmassnahmen bezahlt.         

 Asylverfahren müssen rasch und fair und der Familiennachzug klar geregelt sein. Heiraten dürfen 

nicht verunmöglicht werden, wenn Papiere fehlen, die im Heimatland nicht (mehr) beschafft werden 

können aus politischen oder organisatorischen Gründen (z.B. Geburtsschein,  Ehefähigkeitszeug-

nis). 

 Minderjährige Asylbewerber/-innen werden spezifisch betreut und geschult. 
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